
ten knapper Kassen, in denen jeder Schulleiter über (fast) jede Un-
terstützung froh sein muss? Und: Nicht nur die Schulleiter, auch die 
Kultusminister stehen ganz off ensichtlich unter Druck: Wenn in ei-
ner Schule geschrieben stehe, dass „Coca-Cola 20 Basketbälle ge-
spendet“ habe, sei das „in Ordnung, zulässig und unschädlich“. So 
sagte es Klaus Böger (SPD), Ex-Bildungssenator jenes Landes, das 
als Erstes sogar direkte Produktwerbung an Schulen zuließ: das 
notorisch klamme Berlin. 

junGe KäufersChiChten_ Aber ist das so? Schulen beherbergen 
nicht nur Schüler, die dort etwas lernen sollen – sondern auch eine 
Käuferschicht. Und zwar eine, der laut „Kids-Verbraucher-Analyse“ 
schon im Alter von sechs bis 13 ein Vermögen von mehr als sechs 
Milliarden Euro zur Verfügung steht. Völlig unverhohlen wirbt auch 
eine „Agentur für Bildungsmarketing“ auf ihrer Website statt mit 
der Chance auf gesellschaftliche Anerkennung mit jener auf neue 
Absatzmärkte. Bereits im Vorschulalter, steht dort, beherrschten 
viele Sprösslinge „ein erstaunliches Repertoire an Werbesprüchen“. 
Und: Schon „Mädchen unter sieben Jahren, die ihre Wunschliste für 
Weihnachten zusammenstellen, orientieren sich vor allem an dem 
ihnen über Werbung Präsentierten“.

Wenn Mira Rübsamen dies liest, schlägt auch sie als Befürwor-
terin einer Zusammenarbeit von Schule und Wirtschaft die Hände 
über dem Kopf zusammen. So werde der „ohnehin nicht gute Ruf 
des Begriff s Sponsoring weiter ruiniert“. Mira Rübsamen ist verant-
wortlich für Sponsoring und Corporate Social Responsibility bei 
der Stiftung „Partner für Schule NRW“. Sie wurde von der Düssel-
dorfer Landesregierung und mehreren großen Unternehmen gemein-
sam gegründet, um Kooperationen von Wirtschaft und Schule zu 
unterstützen. 

Dass sich auf dem Schul- und Schülermarkt auch dunkelgraue 
bis schwarze Schafe tummeln, stellt Rübsamen nicht in Abrede. 
„Seriöse Partnerschaften und Projekte, wie wir sie starten, tun allen 

Beteiligten gut.“ Den Unternehmen, weil sie etwas für ihr Image, 
für ihren Standort – und in Zeiten des demografi schen Wandels auch 
für ihren Nachwuchs tun. Den Schulen, weil sie Praktiker für den 
Unterricht, aber auch handfeste Unterstützung bekommen: bei der 
Gestaltung eines Schulgartens oder dem Ausbau einer Sporthalle 
zum Beispiel. Und natürlich den Schülern, die durch Praktika und 
Hospitanzen ihre Chancen auf dem Ausbildungsmarkt steigern. 
Tatsächlich sind Lernpartnerschaften die am wenigsten umstrittene 
Form der Zusammenarbeit. „Natürlich ist es toll, wenn Schüler die 
Praxis kennenlernen“, sagt auch die Berliner Landeschefi n der GEW, 
Rosemarie  Seggelke. „Gäbe es das nicht, wäre die Lage vieler Ju-
gendlicher noch schlechter.“ 

unterriChtsmaterialien

Rechtlicher Rahmen
Das Engagement der Wirtschaft an Schulen unterliegt 
dem Recht der Bundesländer. Im Prinzip bundesweit zu-
lässig ist die Unterstützung von Schulen mit Spenden und 
Sponsoring, wenn der pädagogische Nutzen offenkundig 
ist. Aber auch Produktwerbung ist in vier Ländern erlaubt: 
in Berlin, Sachsen-Anhalt, Bremen und Mecklenburg-Vor-
pommern. Unterrichtsmaterialien können – solange sie 
nicht der freiheitlich-demokratischen Grundordnung wi-
dersprechen – ohne staatliche Prüfung im Unterricht ein-
gesetzt werden. Auch die Zulassungspfl icht für Schulbü-
cher seitens der Kultusministerien ist auf dem Rückzug. In 
Berlin, Hamburg und Schleswig-Holstein wurde sie bereits 
abgeschafft. In Brandenburg, Bremen und Sachsen-Anhalt 
sind Schulbücher für die Sekundarstufe II nicht genehmi-
gungspfl ichtig. ■

Sollen in Schulen, die aus gutem Grund 
unter staatlicher Aufsicht stehen, Werbung 
und Marketingstrategien Einzug halten? 
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